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Stellungnahme der FMA zum Begutachtungsentwurf flr ein Landesgesetz, mit dem das
Kéarntner Totalisateur- und Buchmacherwettengesetz geandert wird

Zl. 01-VD-LG-1786/4-2017
Sehr geehrte Damen und Herren,

die Finanzmarktaufsichtsbehorde (FMA) wurde vom Bundesministerium fir Finanzen Uber den
aktuell in Begutachtung befindlichen Entwurf einer Novelle des Karntner Totalisateur- und
Buchmacherwettengesetz (K-TBWG) in Kenntnis gesetzt. Durch die gegenstandliche Novelle
soll die Uberwachung der Einhaltung der in 88§ 9¢ Abs. 2 und 3 sowie 12d K-TBWG genannten
Sorgfaltspflichten zur Verhinderung von Geldwascherei und Terrorismusbekampfung durch
Wettunternehmer iSd 8§ 1 Abs. 2 K-TBWG auf die FMA Ubertragen werden. Die FMA lehnt die
vorgeschlagene Mitwirkung an der Vollziehung des K-TBWG gemalR Art. 97 Abs. 2 B-VG ab,
weil eine solche Mitwirkung aufgrund der nachfolgend dargestellten verfassungsrechtlichen
Aspekte nicht verfassungskonform ist.

I. Verfassungsrechtliche Stellung der FMA und Grenzen der Mitwirkung iSd Art. 97
Abs. 2 B-VG

Der  Zustandigkeitsbereich der FMA als Bundesorgan wurde durch den
Verfassungsgesetzgeber abschliel3end geregelt. Gemalf §1 Abs. 1
Finanzmarktaufsichtsbehtérdengesetz (FMABG), der im Rang einer Verfassungsbestimmung
steht, wurde die FMA zur ,Durchfihrung der Bankenaufsicht, der Versicherungsaufsicht, der
Wertpapieraufsicht und der Pensionskassenaufsicht® als weisungsfreie Behorde eingerichtet.
Der vom Verfassungsgesetzgeber bestimmte Zustandigkeitsbereich erfahrt durch § 2 FMABG
eine weitere Determinierung: Danach fallen die Wahrnehmung der behérdlichen Aufgaben und
Befugnisse der in 8§ 2 Abs. 1 bis 5 FMABG aufgezéhlten Bundesgesetze, deren Vollziehung
der FMA zugewiesen ist, in die Banken-, Versicherungs-, Wertpapier- und
Pensionskassenaufsicht.

Der einfache Gesetzgeber ist jedoch nicht frei darin, bestimmte Aufgaben dem
Zustandigkeitsbereich der FMA zuzuweisen; dies kann nur Aufgaben umfassen, die dem
Zustandigkeitsbereich der FMA zugeordnet werden konnen. Eine Ubertragung von Aufgaben,
die nicht unter 8 1 Abs. 1 FMABG fallen, ist daher aus verfassungsrechtlichen Griinden nicht
zulassig.



Aufgaben im Bereich des Gliicksspieles — sei es im Kompetenzbereich des Bundes oder der
Lander — fallen nicht in den durch 8§ 1 Abs. 1 FMABG festgelegten Zustandigkeitsbereich der
FMA, da sie unseres Erachtens weder der Bankenaufsicht, der Versicherungsaufsicht, der
Wertpapieraufsicht oder der Pensionskassenaufsicht zugeordnet werden kdnnen. Daher kann
die FMA weder teilweise noch zur Ganze mit Aufgaben aus diesem Bereich betraut werden.
Aus Sicht der FMA scheidet daher eine Mitwirkung der FMA am Vollzug des K-TBWG, wie es
der gegenstandliche Begutachtungsentwurf im Wege des Art. 97 Abs. 2 B-VG vorsieht,
mangels Verfassungskonformitdt aus (zu Bundesorganen mit verfassungsrechtlich
abschliel3end umschriebenen Zustandigkeitsbereich vgl. Jabloner/Muzak in Korinek/Holoubek
[Hrsg], Bundesverfassungsrecht, Art 97/2 Rz 15 mit Verweis auf VfSIlg 7376/1974).

Il. Weisungsfreiheit von Bundesorganen und Mitwirkung iSd Art. 97 Abs. 2 B-VG

8 1 Abs. 1 FMABG umschreibt nicht nur abschlieRend den Zustandigkeitsbereich der FMA.
Der Verfassungsgesetzgeber hat auch bestimmt, dass die FMA ,in Ausiibung ihres Amtes an
keine Weisungen gebunden® ist. Bei der Weisungsfreiheit der FMA handelt es sich aus Sicht
der FMA um ein allgemeines organisationsrechtliches Merkmal. Selbst wenn die Ubertragung
anderer als die in 8§ 1 Abs. 1 FMABG genannten Aufgaben zulassig ware, kdnnten solche
zusatzlichen Aufgaben der FMA nur unter der Voraussetzung Ubertragen werden, dass die
FMA diese ebenfalls weisungsfrei besorgen kann.

Die Lehre und der Verfassungsgerichtshof gehen hinsichtlich der Mitwirkung von
Bundesorganen an der Vollziehung von Landesgesetzen iSd Art. 97 Abs. 2 B-VG davon aus,
dass diese Mitwirkung einen Weisungszusammenhang zu den obersten Organen des Landes
beinhaltet (vgl. Jabloner/Muzak in Korinek/Holoubek [Hrsg], Bundesverfassungsrecht, Art 97/2
Rz 12). Ein solcher Weisungszusammenhang, wie ihn auch der gegenstandliche
Begutachtungsentwurf in 8§ 12e Abs.2 K-TBWG durch Verankerung der Aufsicht und
Weisungsbefugnis der Landesregierung gegeniiber der FMA vorsieht, steht aber nach Ansicht
der FMA der in 81 Abs.1 FMABG verfassungsgesetzlich verankerten Weisungsfreiheit
entgegen (zu weisungsfreien Bundesorganen und der Méglichkeit der Mitwirkung iSd Art. 97
Abs. 2 B.VG vgl. auch Jabloner/Muzak in Korinek/Holoubek [Hrsg], Bundesverfassungsrecht,
Art 97/2 Rz 12). Auch aus diesem Grund ist die FMA der Ansicht, dass die vorgeschlagene
Mitwirkung an der Vollziehung des K-TBWG iSd Art. 97 Abs. 2 B-VG verfassungsrechtlich
nicht zulassig ist.

Zusammenfassend ist anhand der obigen Ausfihrungen die vorgeschlagene Mitwirkung der
FMA iSd Art. 97 Abs. 2 B-VG an der Vollziehung des K-TBWG als zustéandige Behorde fir die
Aufsicht Uber die Einhaltung der in 88 9c Abs. 2 und 3 sowie 12d K-TBWG genannten
Sorgfaltspflichten zur Verhinderung von Geldwascherei und Terrorismusfinanzierung durch
Wettunternehmer iSd 8 1 Abs. 2 K-TBWG nicht verfassungskonform. Die FMA spricht sich
daher nachdriicklich gegen die in § 12e Abs. 2 K-TWBG vorgesehene Ubertragung der dort
genannten Aufsichtspflichten auf die FMA aus.
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Diese schriftliche Stellungnahme wurde auch dem Bundesministerium fur Finanzen und dem
Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst tbermittelt.

Finanzmarktaufsichtsbehorde
Bereich Integrierte Aufsicht

Fur den Vorstand

Dr. Sergio Materazzi, LLM Mag. Peter Jedlicka

elektronisch gefertigt

Signaturwert

LJuaZl RzVf FqVdz4a3UAYI Faa5g\W\Zn5ATOaj MeuhXQdYi DOOMB2f 401 i r LWk5(B8eVkBBuG38I ZTuG61j 4R
3y3H f Lf/ 4zQ2D3KghWWWWeZIpWK/ M y Tcr mX7bXnzoysR2Dk Ms+nP/ Gs XTEEZGA39j 07zEj Cg71 1szcg+gA
| ERLaXi uGo8V/ J12dE2wWBG t w6l WeKOx| TQ CYuMA4Nn2Le9Cpm s40z YkkbpWCkT i 4e0WHTnWK+8EQUBU/ N
xXCKTY5vdl hg5xi 1f 7r Or 238l f ZIHng6Jg2gCLWJ1gwx UG7el AnTQuyVg5qEKFEHZNPUuwL T7WDr t 0+6i gPMY
E9j New==

Unterzeichner Cst errei chi sche Fi nanznmar kt auf si cht shehér de

1 & - 06- 19
;ex m,ﬂ Datum/Zeit-UTC 2017-06- 14T11: 19: 23Z
=
< / - CN=a- si gn- corporate-1|ight-02, QU=a-si gn-corporate-|ight-02, C=A-
ASTERREICH Aussteller-Zertifikat | Trust Ges. f. Sicherheitssystene imelektr. Datenverkehr GrbH, C=AT
@Amssmrwun Serien-Nr. 1691591
Methode urn: pdfsigfilter:bka.gv.at:binaer:v1l.1.0
I nformati onen zur Prifung des el ektroni schen Siegels bzw. der el ektroni schen
Prifinformation Signatur finden Sie unter:
http://wwv si gnat ur pruef ung. gv. at
Hinweis Di eses Dokunent wurde antssigniert. Auch ein Ausdruck di eses Dokuments hat gemall §

20 E-Governnent - Gesetz di e Bewei skraft einer o6ffentlichen Urkunde.

3/3


http://www.signaturpruefung.gv.at

		http://www.signaturpruefung.gv.at
	PDF-AS
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




